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(3) Zur Stimmabgabe berechtigen nur die vom Wahlvor­
stand ausgehändigten Stimmzettel.

(4) Der Wähler bereitet den Stimmzettel zur Stimmabgabe' 
vor. Er hat das Recht, eine Wahlkabine zu benutzen. In der 
Wahlkabine darf sich gleichzeitig nur ein Wähler aufhalten.

(5) Jeder Wähler kann auf dem Stimmzettel Änderungen 
vornehmen.

(6) Die Stimmabgabe erfolgt durch Einwerfen des Stimm­
zettels in die Wahlurne.

(7) Wähler, die durch körperliche Gebrechen behindert sind, 
können sich bei der Wahlhandlung der Hilfe einer Vertrau­
ensperson bedienen.

§36

(1) Zutritt zum Wahllokal hat jeder Bürger.
(2) Personen, die die Wahlhandlung stören, können vom 

Wahlvorstand aus dem Wahllokal verwiesen werden.

(3) Nach Ablauf der für die Öffnung der Wahllokale fest­
gelegten Zeit sind zur Stimmabgabe nur noch die Wähler zu­
zulassen, die sich im Wahllokal befinden. Danach erklärt 
der Vorsitzende des Wahlvorstandes die Stimmabgabe für 
abgeschlossen.

VIII.
Wahlergebnisse und Gültigkeit der Wahl

§37
(1) Die Auszählung der Stimmen erfolgt im Wahllokal. Sie 

ist öffentlich und wird vom Wahlvorstand durchgeführt.
(2) Nach öffnen der Wahlurnen sind die Stimmzettel zu 

zählen. Die Anzahl der abgegebenen Stimmen wird an Hand 
der Wählerliste und der vorhandenen Wahlscheine festge­
stellt.

§38
(1) Die Auszählung der Stimmen für die Wahl zu den ver­

schiedenen Volksvertretungen ist getrennt vorzunehmen.
(2) Nach der Auszählung der insgesamt abgegebenen Stimm­

zettel wird die Zahl der gültigen Stimmen und der auf den 
Wahlvorschlag entfallenden Stimmen ermittelt. Über die Gül­
tigkeit der Stimmen entscheidet der Wahlvorstand.

(3) Nach der Feststellung der Anzahl der gültigen Stimmen 
für den Wahlvorschlag ermittelt der Wahlvorstand die An­
zahl der für jeden Kandidaten abgegebenen Stimmen.

§39
(1) Über die Stimmabgabe und die Auszählung der Stim­

men ist vom Wahlvorstand für die Wahl zu der jeweiligen 
Volksvertretung eine Wahlniederschrift anzufertigen.

(2) Die Wahlniederschrift ist vom Vorsitzenden des Wahl­
vorstandes und von mindestens 2 weiteren Mitgliedern des 
Wahlvorstandes zu .unterschreiben.

§40
Auf der Grundlage der von den Wahlvorständen übersand­

ten Wahlniederschriften überprüft 'die zuständige Wahlkom­
mission die ordnungsgemäße Durchführung der Wahl und 
stellt das Wahlergebnis der einzelnen Wahlkreise fest.

§41
(1) Das endgültige Ergebnis und die Gültigkeit der Wahl 

zu den jeweiligen Volksvertretungen wird durch die Wahl­
kommission der Republik bzw. die Bezirks-, Kreis-, Stadt-, 
Stadtbezirks- und Gemeindewahlkommissionen festgestellt.

(2) Über das endgültige Ergebnis und die Gültigkeit der 
Wahl wird durch die zuständige Wahlkommission ein Schluß­
bericht angefertigt.

(3) Die Wahlkommission der Republik veranlaßt die öffent­
liche Bekanntgabe der endgültigen Ergebnisse der Wahl zu 
den jeweiligen Volksvertretungen.

§42

Erhalten in einem Wahlkreis weniger Kandidaten die er­
forderliche Stimmenmehrheit als Mandate zu besetzen sind, 
wird innerhalb von 90 Tagen eine Nachwahl durchgeführt.

§43
(1) Gegen die Gültigkeit der Wahl in einem Wahlkreis oder 

zu einer Volksvertretung kann binnen 14 Tagen nach der Be­
kanntgabe des Wahlergebnisses vom Nationalrat bzw. von 
den zuständigen Ausschüssen der Nationalen Front der Deut­
schen Demokratischen Republik bei der jeweiligen Volksver­
tretung Einspruch eingelegt werden.

%
(2) Die Volksvertretung entscheidet über den Einspruch.
(3) Wird die Wahl in einem Wahlkreis oder zu einer Volks­

vertretung für ungültig erklärt, werden innerhalb von 90 Ta­
gen in dem betreffenden Wahlkreis bzw. zu der betreffenden 
Volksvertretung Neuwahlen durchgeführt.

§44
(1) Nach- und Neuwahlen werden vom Staatsrat ausge­

schrieben.

(2) Nach- und Neuwahlen sind entsprechend den Bestim­
mungen dieses Gesetzes durchzuführen. Die Wahl erfolgt auf 
der Grundlage der gleichen Wählerlisten. Es sind neue Wahl­
vorschläge einzureichen. Die Wahlkreise und Wahlbezirke 
bleiben unverändert.

§45
Wird nachträglich bekannt, -daß bei einem Abgeordneten 

zum Zeitpunkt der Wahl die Voraussetzungen für seine Wähl­
barkeit nicht Vorlagen, erklärt die Volksvertretung seine 
Wahl für ungültig und entscheidet über das Nachrücken eines 
Nachfolgekandidaten.

§46

Die gewählten Abgeordneten und Nachfolgekandidaten sind 
spätestens 7 Tage nach der Wahl durch die zuständige Wahl­
kommission über ihre Wahl schriftlich zu benachrichtigen.

IX.
Beginn und Ende der Rechte und Pflichten 

der Abgeordneten

§47
(1) Die Rechte und Pflichten der Abgeordneten beginnen 

mit ihrer Wahl und enden am Tage der Wahl zur Volksver­
tretung der neuen Wahlperiode.

(2) Während der Wahlperiode erlischt das Mandat eines 
Abgeordneten durch Tod, durch Verlust der Wählbarkeit, 
durch Aufhebung des Mandats oder durch Abberufung. Bei 
Tod oder Verlust der Wählbarkeit stellt die Volksvertretung 
das Erlöschen des Mandats fest.

(3) Die Aufhebung ihres Mandats können Abgeordnete der 
Volkskammer in Abstimmung mit der Partei oder Massen­
organisation, deren Fraktion sie angehören, und Abgeordnete 
der örtlichen Volksvertretungen in Abstimmung mit dem zu­
ständigen Ausschuß der Nationalen Front der Deutschen De­
mokratischen Republik beantragen. Die Aufhebung des Man­
dats kann auch von den Parteien und Massenorganisationen 
und dem zuständigen Ausschuß der Nationalen Front der 
Deutschen Demokratischen Republik beantragt werden. Die 
Volksvertretung entscheidet über die Anträge.

(4) Verletzt ein Abgeordneter gröblich das in ihn gesetzte 
Vertrauen der Werktätigen, können die Wähler und ihre 
Kollektive sowie die Parteien und Massenorganisationen in 
Übereinstimmung mit dem Nationalrat bzw. dem zuständigen 
Ausschuß der Nationalen Front der Deutschen Demokrati­
schen Republik seine Abberufung verlangen. Die Volksver­
tretung entscheidet über die Abberufung des Abgeordneten.


